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einer der vier anderen Angeklagten vor dem 
OLG München (André Eminger, Holger Ger-
lach, Carsten Schultze und Ralf Wohlleben) 
sei V-Person einer Sicherheitsbehörde oder 
Polizei des Bundes oder eines Bundeslandes 
gewesen hat der Ausschuss als Zeugen befragt: 

– Mitarbeiter des MAD anhand der 
MAD-Akte von Uwe Mundlos, 

– den Mitarbeiter des LfV Thüringen, der 
von den nicht in die Tat umgesetzten 

Überlegungen des LfV Thüringen be-
richtete, Beate Zschäpe als V-Person 
anzuwerben, 

– Bundesanwalt Förster zu dessen Erinne-
rungen im Kontext des NPD-
Verbotsverfahrens 2003 – wobei kein 
Beleg für die Vermutung gefunden wur-
de, dass Ralf Wohlleben als V-Person 
von einer staatlichen Stelle angeworben 
worden sei. 

 

A. Das Scheitern der Ermittlungen zu der Serie schwerer Straftaten 

Im Mittelpunkt der Arbeit des Ausschusses 
standen die erfolglosen Ermittlungen zu den 
schweren Straftaten, die im NSU-Video ge-
rühmt werden: zehn Morde in Nürnberg, 
München, Hamburg, Rostock, Dortmund, 
Kassel und Heilbronn und zwei Sprengstoff-
anschläge in Köln. 

Wie konnte es passieren, dass gewissenlose 
Täter mordeten und Bomben legten, ohne 
von den Sicherheitsbehörden gestoppt zu 
werden? – das war eine der beiden zentralen 
Fragen der Ausschussarbeit. Aus den Ant-
worten, die der Ausschuss gefunden hat, er-
geben sich auch Schlussfolgerungen dafür, 
wie solche Ermittlungen in Zukunft er-
folgreicher gestalten werden können. 

Bevor im Folgenden die Ergebnisse der Be-
weisaufnahme des Ausschusses zu den 
Ermittlungen bewertet werden, sei aus-
drücklich festgehalten: Der Untersuchungs-
ausschuss hat sich auch mit der Rolle der 
politisch Verantwortlichen auf Bundes- und 
Landesebene befasst und dabei diverse Feh-
ler und Versäumnisse, unabhängig von der 
jeweiligen Parteizugehörigkeit, feststellen 
müssen. Der Ausschuss hat aus der Vielzahl 
der politisch Verantwortlichen einige wenige 
beispielhaft als Zeugen gehört. 

Dem damaligen Bayerischen Innenminister 
Dr. Beckstein kommt insoweit eine besonde-
re Rolle zu, als Bayerns Polizei für die Er-
mittlungen zur Mordserie schwerpunktmäßig 
zuständig war. Dr. Beckstein hat sich zum 
Fortgang der Ermittlungen regelmäßig berich-
ten lassen. 

Zwar hat Dr. Beckstein bereits unmittelbar 
nach dem ersten Mord konkret nachgefragt, 
ob dieser einen ausländerfeindlichen Hinter-
grund haben könne, doch gab er sich dann 
mit der einen Satz umfassenden Antwort 
durch die Polizei drei Wochen später zu-
frieden, es gebe „derzeit keine Anhalts-
punkte für einen ausländerfeindlichen Hin-
tergrund der Tat“. Den Akten lassen sich kei-
ne konkreten Ermittlungsschritte aufgrund 
dieses Hinweises in den folgenden sechs 
Jahren entnehmen. Im Jahr 2006 notierte Dr. 
Beckstein nochmals die Nachfrage, ob bei 
den „Türken-Morden Fremdenfeindlichkeit 
das Motiv sein könne“. Verwertbare Hinwei-
se dazu hat Bayerns Polizei auch nach 2006 
nicht ermittelt. 

Dr. Fritz Behrens hat sich als damaliger In-
nenminister in Nordrhein-Westfalen nicht 
näher mit den Hintergründen des Nagel-
bombenanschlags in Köln befasst. Weder hat 
er sich vertieft mit dem Fortgang der Er-
mittlungen befasst, noch hat er gegenüber 
der Polizei Impulse gesetzt, in alle Richtun-
gen zu ermitteln und auch einen rechtster-
roristischen Anschlag in Betracht zu ziehen. 

Zu kritisieren ist auch, dass Dr. Behrens es 
unterlassen hatte, den Opfern vor Ort seine 
Anteilnahme auszusprechen. Die Tat, die 
Täter, aber vor allem die Opfer in der Köl-
ner Keupstraße scheinen ihn nicht interes-
siert zu haben. Dies verdeutlicht auch seine 
Aussage vor dem Ausschuss, dass bei einem 
Besuch eines Ministers am Tatort die Ge-
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fahr bestünde, eine „Art Sensationstouris-
mus“ auszulösen. 

Der damalige Hessische Innenminister Volker 
Bouffier schloss sich 2006 bei der Frage, 
ob er V-Personen des Verfassungsschutzes 
aus dem islamistischen und in einem Fall 
auch rechtsextremistischen Bereich Aussa-
gegenehmigungen erteilt, der Auffassung 
seines LfV an und versagte die Genehmi-
gungen. Damit bewertete er den Quellen-
schutz von fünf Quellen höher als den 
zusätzlichen Erkenntnisgewinn durch eine po-
lizeiliche Vernehmung. 

Otto Schily hat als damaliger Bundesminister 
des Innern – nach eigenem Bekunden auf 
mangelhafter Informationsgrundlage – am 
Tag nach dem Kölner Nagelbombenanschlag 
im Fernsehen Stellung genommen. Er interes-
sierte sich in der Folgezeit jedoch nicht näher 
für die Hintergründe des Nagelbombenan-
schlags. Dabei wäre ein größeres Engagement 
nur konsequent gewesen, da er ja mit seiner 
öffentlichen Äußerung den Eindruck erweckt 
hatte, er kümmere sich. Auch für die Hinter-
gründe der bundesweiten Mordserie mit allein 
sieben Opfern während seiner Amtszeit bis 
2005 ist nicht dokumentiert, dass Otto Schily 
Interesse gezeigt hätte. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble zeigte 
als Bundesinnenminister ebenfalls kein Inte-
resse für die Ermittlungen in der „Česká“-
Mordserie mit letztlich neun Opfern, die wäh-
rend seiner Amtszeit sogar Thema der „nach-
richtendienstlichen Lage“ war. Die im Jahr 
2006 vom BKA erbetene Entscheidung, mit 
der zentralen Ermittlungsführung beauftragt 
zu werden, hat Dr. Schäuble nicht getroffen – 
sie gegen den Widerstand der Länder zu tref-
fen hätte dem von allen Innenministern immer 
gewahrten Konsensprinzip der Innenpolitik 
widersprochen. Die Suche nach einer ange-
messenen Ermittlungsführung hat Dr. 
Schäuble nicht politisch betrieben und auf der 
Ebene der Innenminister erörtert, sondern an 
die Arbeitsebene delegiert und das gefundene 
Ergebnis nicht in Frage gestellt. 

I. Česká-Mordserie 

Die Anstrengungen der Ermittlungsbehörden, 
die „Česká“-Mordserie aufzuklären, waren 
hoch: Es wurde engagiert und mit großem 
personellen und materiellen Aufwand ermit-
telt. Zusätzlich war 2006 von den Tatortlän-
dern und dem BKA eine der bis dahin höchs-
ten staatlicherseits ausgelobten Belohnungen 
für Hinweise zur Ergreifung der Täter in Aus-
sicht gestellt worden. Dennoch gelang es 
nicht, die Taten aufzuklären. 
 

Ermittlungen in Nürnberg und München 

Nürnberg und München sind die beiden Städ-
te, in denen die „Česká“-Mörder mehr als 
einmal zuschlugen. Die Tatort-Ermittlungen 
wurden durch die Sonderkommissionen 
„Şimşek“ und „Schneider“ in Nürnberg und 
„Theo“ in München geführt, der Serienzu-
sammenhang jeweils zeitnah erkannt. Schon 
beim ersten Mord mussten die Ermittler fest-
stellen, dass an den Tatorten ungewöhnlich 
wenig Spuren hinterlassen wurden – es gab 
zunächst keine verwertbaren Wahrnehmungen 
von Tatzeugen, es konnten außer den Ge-
schossen und des so ermittelten Typs der 
Tatwaffe lange keine Ermittlungsansätze ge-
wonnen werden. 

In Bayern wurden die polizeilichen Ermitt-
lungen mit der Gründung der Soko Halbmond 
im September 2001 zentral zusammengeführt. 
Ab Juli 2005 wurde die Soko Halbmond in 
die deutlich größere BAO Bosporus über-
führt. Bei den Ermittlungsschwerpunkten, die 
zunächst klar von einem mutmaßlichen Tat-
hintergrund „Organisierte Kriminalität“ aus-
gingen, ergab sich erst im Anschluss an die 
zweite Operative Fallanalyse ab Mai 2006 ein 
neuer Ermittlungsansatz: Neben die „Organi-
sationstätertheorie“ trat die „Einzeltätertheo-
rie“, die eine ausländerfeindliche Motivation 
annahm. Die Begriffe waren in ihrer Gegen-
überstellung unglücklich gewählt – denn eine 
Tatbegehung durch mehr als einen rassistisch 
motivierten Täter, die wegen der Verwendung 
von zwei Waffen bei zwei Taten nahe lag, 
wurde von beiden Begriffen nicht treffend er-
fasst. 
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Den Schwerpunkt der Arbeit der BAO 
Bosporus bildete die – als solche spurneut-
rale, also keine bestimmte Tätermotivation 
unterstellende – Erhebung, Verarbeitung und 
Auswertung von 23 Millionen Massendaten. 
Die Ermittlungen zur „Česká“-Mordserie 
zeigen beispielhaft Chancen, Herausforde-
rungen und Grenzen dieses Ansatzes: 

– Hoher Arbeitsaufwand war zunächst für 
die Aufgabe erforderlich, die bei den be-
teiligten Polizeibehörden in unterschied-
lichen Programmen verfügbaren Daten so 
zusammenzuführen, dass sie zentral er-
fasst und ausgewertet werden konnten. 

– Die erhobenen Merkmale müssen die Tä-
ter auch erfassen können: Wenn Täter 
weder Mobiltelefone noch Bankkarten 
nutzen, können sie durch eine Erhebung 
der entsprechenden Daten nicht gefunden 
werden. 

– Die erhobenen Daten müssen den Such-
bereich komplett erfassen, auf den sie 
zielen. Wenn es darum geht, Täter 
durch Mehrfachtreffer bei Übernachtun-
gen in Tatortstädten zu den jeweiligen 
Tatzeiten ausfindig zu machen, dann 
dürfen nicht nur Daten in Beherber-
gungsbetrieben wie Hotels erhoben wer-
den, sondern es müssen auch andere 
Übernachtungsformen wie etwa Cam-
pingplätze einbezogen sein. 

 
Letztlich ist festzustellen, dass Aufwand 
und Ertrag bei der Erhebung und Auswer-
tung der Massendaten hier in keinem Ver-
hältnis zueinander standen. Konkrete, auf die 
unbekannten Täter führende Hinweise konn-
ten trotz millionenfach erhobener Datensätze 
nicht erlangt werden. Umfassende Empfeh-
lungen für eine aussichtsreichere Ermitt-
lungsführung bei vergleichbaren künftigen 
Großverfahren gibt der 2007 erstellte Er-
fahrungsbericht des damaligen Leiters der 
BAO Bosporus. 

Auch nach der zweiten Operativen Fallanaly-
se wurden die Ermittlungen im Rahmen der 
„Organisationstätertheorie“ intensiv weiter 
geführt. Hier blieb der Schwerpunkt des Kräf-
teeinsatzes. Bei der Abklärung von Hinweisen 

mit Auslandsbezug wird aus den Akten Ko-
operationsbereitschaft der jeweiligen Ermitt-
lungsbehörden deutlich, darunter insbesonde-
re denen der Republik Türkei. Kritisch be-
leuchtet hat der Ausschuss die verdeckten 
Ermittlungsmaßnahmen: 

– Der Betrieb zweier Dönerimbisse als Fal-
le erscheint schon unter taktischen Ge-
sichtspunkten fragwürdig, da nur zwei 
der neun Opfer in einem Imbiss ermordet 
wurden. Zudem wurde eine abschließen-
de zusammenfassende Auswertung in den 
Akten nicht gefunden, weshalb damals 
vermutlich unbemerkt blieb, dass der ein-
zige verwertbare Hinweis, ein massiver 
rassistischer Drohangriff kurz vor Ende 
der Maßnahme, eher in Richtung der 
„Einzeltätertheorie“ wies. 

– Für falsch hält es der Ausschuss, wenn, 
wie in einer Maßnahme angelegt, ver-
deckte Ermittler als Journalisten auftreten 
– das sollte mit Blick auf das hohe Gut 
der Pressefreiheit jedenfalls unterbleiben. 

 
Im Rahmen der „Einzeltätertheorie“ konnte 
kein weiterführender Ermittlungsansatz ge-
wonnen werden. Aus Tattagen und Tatzeiten 
und der größeren Zahl der Morde in einem 
Stadtgebiet Nürnbergs wurden in der zwei-
ten Operativen Fallanalyse die Schlüsse ge-
zogen, der oder die Täter gingen einer „re-
gelmäßigen Tätigkeit“ nach und hätten in 
Nürnberg einen „Ankerpunkt“. Diese Annah-
men legte die BAO Bosporus ihren Ermitt-
lungen zugrunde. Der Kreis der Suche wur-
de eng um den häufigsten Tatort Nürnberg 
gezogen und auf Personen mit dem Wohn-
sitz Nürnberg konzentriert – nicht gesehen 
wurde, dass ein „Ankerpunkt“ auch auf an-
deren Kriterien als dem polizeilich gemelde-
ten Wohnsitz beruhen kann. Nachdem die 
Überprüfungen im Raum Nürnberg keine 
verwertbaren Ergebnisse erbracht hatten, wei-
teten die Ermittler den Kreis ihrer Suche 
nicht aus. Auch die Einbeziehung von Per-
sonenerkenntnissen aus angrenzenden Bun-
desländern hätte nach Auffassung des Aus-
schusses in Betracht gezogen werden können 
und müssen. Die Schwerpunktsetzung der 
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Ermittlungen zeigt sich beispielhaft in dem 
Umstand, dass 

– in Nürnberg und München rund 900 tür-
kische Kleingewerbetreibende in den Jah-
ren 2005 und 2006 aufgesucht wurden, 
um Hinweise zum Ermittlungsansatz „or-
ganisierte Kriminalität“ zu gewinnen; 

– zur Ermittlungsrichtung rechtsextremisti-
sche Tatmotivation oder „Einzeltätertheo-
rie“ lediglich neun Personen in Nürnberg 
im Rahmen sogenannter „Gefährderan-
sprachen“ im Herbst 2006 aufgesucht 
wurden. 

 
Die örtlich beschränkte Schwerpunktsetzung 
der Ermittlungen hält der Ausschuss auch 
angesichts des damaligen Ermittlungsstandes 
für einen schweren Fehler. 

Als nicht ausreichend stellte sich dem Aus-
schuss die Zusammenarbeit der BAO 
Bosporus mit dem LfV Bayern bei der Ge-
winnung von Ansatzpunkten für Ermittlun-
gen zur „Einzeltätertheorie“ dar. Nachvoll-
ziehbar ist die Entscheidung des LfV Bayern, 
nicht zu sämtlichen Personen, die in ganz 
Bayern mit rechtsextremistischen Aktivitäten 
auffällig geworden waren, Informationen an 
die Polizei weiterzugeben. Doch der Ent-
scheidungsprozess, welche Daten zu wel-
chem Personenkreis im Rahmen der Rechts-
lage weitergegeben werden können, dauerte 
deutlich zu lang: Erst nach sieben Monaten 
wurde eine Liste mit Daten zu knapp 700 
Personen der Geburtsjahrgänge 1960 bis 
1982 aus zwei Postleitzahlbereichen Nürn-
bergs übermittelt, eine entsprechende Datei 
erst einen weiteren Monat später. Mitgeteilt 
wurden lediglich Name, Vorname und Ge-
burtsdatum – Daten, aus denen nicht ohne 
weitere intensive Vorarbeit tatsächlich Er-
mittlungsansätze gewonnen werden konnten. 
Die Ermittler versuchten nicht, für ihr be-
rechtigtes Anliegen die Unterstützung des 
Ministeriums des Innern des Freistaates 
Bayern zu gewinnen, das die Dienstaufsicht 
sowohl über den Verfassungsschutz wie auch 
die Polizei führt. Die zögerliche Informa-
tionsübermittlung war ein Fehler der betei-
ligten Behörden, und zwar von beiden Seiten. 

Die Strafprozessordnung weist der Staatsan-
waltschaft die Verpflichtung zur Sachleitung 
der Ermittlungen zu. Hierzu gehört mehr als 
nur die Sicherstellung der Rechtmäßigkeit 
der einzelnen Ermittlungsmaßnahmen. Der 
Ausschuss verkennt nicht, dass eine sachge-
rechte Zusammenarbeit von Staatsanwalt-
schaft und Polizei nicht erfordert, dass ein 
Staatsanwalt jeden einzelnen Ermittlungs-
schritt anordnet. Sache der Staatsanwaltschaft 
ist es aber, Ermittlungsrichtungen und -ge-
wichtungen richtig einzuordnen, Irrwege zu 
erkennen und – wenn nötig – neue Impulse zu 
setzen. Dies hat der Ausschuss bei der sach-
leitenden Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth 
nicht feststellen können: Zwar hat der zu-
ständige Staatsanwalt mit hohem Zeitauf-
wand regelmäßig an Besprechungen mit den 
ermittelnden Polizeibeamten teilgenommen. 
Den Akten und Zeugenvernehmungen im 
Ausschuss konnte aber nicht entnommen 
werden, dass von Seiten der Staatsanwalt-
schaft je Anstöße für neue Ermittlungsansätze 
kamen oder dass die Frage gestellt worden 
wäre, warum die Ermittlungen trotz des 
großen Aufwands erfolglos blieben und ob 
es Wege gebe, dies zu ändern. Dies sah an den 
anderen Tatorten bedauerlicherweise nicht 
besser aus. 

Ermittlungen in Hamburg, Rostock und 
Dortmund 

In Hamburg wurden die von einer Mord-
kommission geführten Ermittlungen rund 
eineinhalb Jahre nach dem dortigen Mord 
zunächst eingestellt – nennenswerte Ermitt-
lungshandlungen zwischen 2002 und 2005 
waren für den Ausschuss nicht feststellbar. 
Nachdem ab Juli 2005 die BAO Bosporus 
die Arbeit aufgenommen hatte, wurden in 
Hamburg im März 2006 die EG 061 (später 
SoKo 061) eingerichtet, die ab Juli 2008 
wieder in die Allgemeine Aufbauorganisati-
on beim LKA Hamburg integriert wurde. Die 
Ermittler in Hamburg waren am stärksten von 
der Theorie eines Tathintergrundes „Organi-
sierte Kriminalität“ überzeugt – und blieben 
das auch dann, als die gründlichen Ermitt-
lungen in diese Richtung zu keinen Ergeb-
nissen geführt hatten. Die Hamburger Er-
mittler waren massive Gegner der zweiten 
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Bayerischen Operativen Fallanalyse und 
veranlassten sogar – wenig sachgerecht für 
einen Mord in einer Serie – eine eigene Ana-
lyse zu den Spezifika ihres Falles. Rund 
zwei Monate dauerte es nach dem Hambur-
ger Mord, bis das BKA die Zugehörigkeit 
zur „Česká“-Mordserie bestätigte – eine 
nach Auffassung des Ausschusses deutlich 
zu lange Frist, wobei nicht geklärt werden 
konnte, wer für die Verzögerung die Ver-
antwortung trug. Nach dem nächsten Mord in 
München dauerte die Feststellung der Serien-
zugehörigkeit weniger als eine Woche. 

Die Ermittlungen in Rostock wurden ab 2004 
zunächst durch die örtlich zuständige Krimi-
nalpolizeiinspektion geführt. Erst im Juni 
2006, also über zwei Jahre nach der Tat und 
ein Jahr nach der Gründung der BAO Bos-
porus, wurde im Landeskriminalamt Meck-
lenburg-Vorpommern die Sonderkommission 
„Kormoran“ eingerichtet, die bis 2009 be-
stand. Auch bei diesem Mordfall ermittelten 
die Beamten vorrangig auf dem Gebiet der 
organisierten Kriminalität; dies offenbar unter 
anderem wegen der Fokussierung auf den feh-
lenden Aufenthaltstitel des kurdisch-stämmi-
gen Mordopfers in der Bundesrepublik 
Deutschland, aber auch aufgrund von Hinwei-
sen des Landesamts für Verfassungsschutz 
Mecklenburg-Vorpommern, welches den Tat-
hintergrund im Bereich von Drogengeschäf-
ten wähnte. Einem möglichen rechtsextremis-
tischen Hintergrund wurde auch nach der 
zweiten Operativen Fallanalyse in Bayern 
nicht mit eigenen Ermittlungsansätzen aus 
Rostock nachgegangen. 

Beim Polizeipräsidium Dortmund wurde di-
rekt nach dem achten Mord der „Česká“-
Mordserie die BAO Kiosk gebildet. Bereits 
im Dezember 2006 wurde deren personelle 
Ausstattung auf drei Beamte zurückgefahren, 
zum Jahresende 2007 wurde sie aufgelöst. 
Zeugenangaben wurden nicht angemessen be-
arbeitet – dass Männer mit Fahrrad am Tatort 
gesehen wurden, dass die Männer wie Nazis 
oder Junkies ausgesehen hätten. Der Grund, 
warum die Aussagen dieser Zeugin nach den 
Akten unterschiedlich protokolliert und kon-
fus bearbeitet wurden, ließ sich nicht mehr 
aufklären, der Umstand wurde aber von allen 

beteiligten Seiten eingeräumt. Erst nach dem 
4. November 2011 erfolgte ein Hinweis nord-
rhein-westfälischer Sicherheitsbehörden da-
rauf, dass zur Tatzeit in der Malinckrodtstraße 
unweit vom Tatort ein bekannter Rechtsext-
remist wohnte. 

Ermittlungen in Kassel 

Die zu Beginn der Ermittlungen mit 35 Mit-
arbeitern besetzte Mordkommission Café 
wurde zum Ende des Jahres 2006 auf sechs 
Mitarbeiter verkleinert und zum Juli 2008 in 
die allgemeine Aufbauorganisation des Poli-
zeipräsidiums Nordhessen eingegliedert. Der 
Vermutung des Vaters des Opfers, die Tat sei 
rechtsextremistisch motiviert, wurde nachge-
gangen – der hierzu gehörte Leiter der Mord-
kommission legte dar, dass die polizeilichen 
Erkenntnisse aus der rechten Szene in Kassel 
keinen Hinweis auf Interesse an der Tat ge-
schweige denn auf eine Beteiligung ergeben 
hätten. Die Ermittlungen der Mordkommissi-
on fügten sich in das bundesweit abgestimmte 
Ermittlungskonzept ein: Vor allem der Ab-
gleich aller Daten zur tatrelevanten Zeit er-
folgte zügig. 

Nach dem Ergebnis der Ermittlungen hat sich 
der kurz nach der Tat entstandene Verdacht 
der Beteiligung an der „Česká“-Mordserie 
gegen den Mitarbeiter des LfV Hessen, An-
dreas Temme, nicht bestätigt. Seine Anhörung 
durch den Ausschuss konnte nicht abschlie-
ßend klären, ob er etwas von der Tat mitbe-
kommen oder den Tatort bereits verlassen 
hatte, als der Mord geschah. 

Der Umstand, dass sich der Mitarbeiter des 
LfV Hessen Temme, der sich nach dem Er-
mittlungsergebnis der Polizei zum Tatzeit-
punkt in dem Internet-Café befand, danach als 
einziger nicht selbst als Zeuge gemeldet hatte, 
weckte den Verdacht, er könne an der Tat und 
an der ganzen Tatserie beteiligt sein. Diese 
Vermutung konnte aber schnell durch Ermitt-
lungen zu einigen Alibis ausgeräumt werden, 
für die das LfV Hessen umfassend dienstliche 
Unterlagen zur Verfügung stellte. Die Polizei 
ermittelte alle Kontaktpersonen des Temme, 
darunter die von ihm geführten Quellen. Sie 
hätte dazu weiter ermitteln können, entschied 
sich aber, dies nicht ohne Absprache mit dem 
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LfV Hessen zu tun. Gegenüber der Anfrage 
der zuständigen Staatsanwaltschaft wegen der 
Vernehmung der Quellen machte das LfV 
Hessen Bedenken geltend wegen deren per-
sönlicher Gefährdung und der ihnen gegen-
über abgegebenen Vertraulichkeitszusage. 
Die Polizei sah ihre Ermittlungen dadurch zu 
Recht massiv beeinträchtigt. Zahlreiche 
Schriftwechsel und Gespräche zwischen 
Staatsanwaltschaft, Polizei und LfV Hessen 
erbrachten keine einvernehmliche Lösung. 
Die Entscheidung in diesem besonderen Fall 
traf ein halbes Jahr nach der Tat im Oktober 
2006 der damalige Innenminister von Hessen, 
Volker Bouffier. Die von Temme geführten 
Vertrauenspersonen wurden danach vom LfV 
Hessen anhand eines von der Polizei über-
sandten Fragenkatalogs befragt und die Er-
gebnisse dem Polizeipräsidium Nordhessen 
im Januar 2007 übersandt. 

Ermittlungsbeitrag des 
Bundeskriminalamts 

Das BKA war an den Ermittlungen in der 
Mordserie seit Juni 2004 in der Organisati-
onseinheit EG „Česká“ mit sogenannten „er-
gänzenden Strukturermittlungen“ beteiligt. 
Dazu gehörten: Auslandsermittlungen, Er-
mittlungen zur Tatwaffe und die Unterstüt-
zung bei verdeckten Maßnahmen. Dabei war 
die Arbeit des BKA von einem vermuteten 
Hintergrund im Bereich der organisierten 
Kriminalität geleitet. Angesichts des be-
schränkten Ermittlungsauftrags ist diese Hal-
tung im Grundsatz zwar nicht zu beanstanden, 
allerdings wäre eine stärkere Offenheit für 
andere Tatmotive bzw. Ermittlungsrichtungen 
geboten gewesen. 

Obwohl die eigenen Ermittlungen ergebnislos 
blieben, gab es seitens des BKA keinen An-
stoß in Richtung eines anderen Tatmotivs. 
Vielmehr wurde sogar der durch die zweite 
Operative Fallanalyse (OFA) gewonnene An-
satz der „Einzeltätertheorie“ und eines denk-
baren rassistischen Tatmotivs vom damaligen 
BKA-Vizepräsidenten Falk als „Kaffeesatzle-
serei“ abgetan und zugleich die Beauftragung 
einer weiteren OFA unterstützt. Der Aus-
schuss konnte nicht erkennen, dass innerhalb 
des BKA die Kompetenz der Staatsschutzab-

teilung für Politisch motivierte Kriminalität 
Rechts jemals in die Ermittlungen einbezogen 
wurde, und sei es auch nur für eine fachliche 
Einschätzung zur 2. OFA. Allein der damali-
ge Abteilungsleiter für organisierte Kriminali-
tät und frühere Abteilungsleiter Staatsschutz 
im BKA Maurer favorisierte die „Einzeltäter-
theorie“. Dies führte jedoch weder zu einem 
Umsteuern in der Ermittlungsarbeit noch zu 
einem Umdenken im BKA. 

Zu kritisieren ist aber auch die konkrete Er-
mittlungsarbeit des BKA in Sachen Waffen-
spur. Der Ausschuss hat hier diverse fachliche 
Defizite feststellen müssen, die auch aus da-
maliger Sicht nicht als gute Polizeipraxis gel-
ten konnten. Im Einzelnen zu kritisieren ist 
beispielsweise, dass das BKA im Jahr 2004 
seine Anfrage an die Verbindungsbeamten im 
europäischen Ausland lediglich auf Abneh-
mer der ermittelten, höchst seltenen Munition 
beschränkte, den Verbindungsbeamten in der 
Schweiz zusätzlich nach Abnehmern von 
Schalldämpfern für die Česká 83 fragte, je-
doch nicht danach, ob zusammen mit der Mu-
nition oder einem Schalldämpfer auch eine 
Waffe Typ Česká 83 verkauft wurde. Dabei 
hätte diese Anfrage durchaus nahe gelegen. 
Problematisch war ebenso die Eingrenzung 
der Anfrage auf „insbesondere türkische 
Staatsangehörige“. Zu der daraufhin noch 
weiter verengt tatsächlich ausschließlich zu 
türkischen Staatsangehörigen gegebenen 
Antwort aus der Schweiz gab es keine aufklä-
rende und ergänzende Rückfrage des BKA. 
Unverständlich ist auch, warum man den Wi-
derspruch nicht erkannte, dass es noch Muni-
tionshandelsbücher gab, die Waffenhandels-
bücher aber angeblich nicht mehr. Die bis da-
hin heißeste Spur blieb für Jahre kalt. Da die 
Tatwaffe Česká nachweislich aus der Bestel-
lung des Schweizer Staatsbürgers Anton G. 
bei der Waffenfirma Schläfli & Zbinden 
stammte, hätte durch eine ergebnisoffene Fra-
gestellung und konsequentes Nachfragen be-
reits im Jahre 2004 die Spur zu ihm führen 
können – und dann möglicherweise zu den 
Tätern. 

Auf diese Spur wurde das BKA erst über den 
Hinweisgeber Lothar M. geführt, dessen ers-
ter Hinweis auf den Generalimporteur von 
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Česká-Waffen in der Schweiz im Juni 2006 
im BKA unbeachtet blieb. Allein die Hartnä-
ckigkeit des Hinweisgebers führte schließlich 
doch dazu, dass das BKA dem Hinweis über 
ein Rechtshilfeersuchen nachging. Aber auch 
hier gab sich das BKA letztlich mit den wenig 
glaubhaften Angaben von Anton G. in insge-
samt drei Vernehmungen zufrieden. Nachdem 
im November 2009 eine Hausdurchsuchung 
bei Anton G. zu keinen verwertbaren Ergeb-
nissen geführt hatte und Anton G. bei seiner 
Sachverhaltsdarstellung blieb, wurden in die-
se Richtung keine weiteren Ermittlungsschrit-
te unternommen. Auch die Vernehmung sei-
ner Ehefrau, die den Umständen nach durch-
aus nahegelegen hätte, wurde nicht veranlasst. 

Waffenspur und Rechtshilfeverkehr 

Seit die Zahl der hergestellten „Česká“-
Waffen mit verlängertem Lauf eingegrenzt 
und die meisten dieser Pistolen festgestellt 
und als Tatwaffe ausgeschlossen werden 
konnten, war angesichts der sonst geringen 
Spurenlage die Waffenspur in die Schweiz die 
vielversprechendste Spur auf der Suche nach 
den Mördern. Der Ausschuss hat aber zur 
Kenntnis nehmen müssen, dass die diesbezüg-
lichen Ermittlungen unvertretbar lange an-
dauerten. 

Nachdem das BKA auf den wiederholten 
Hinweis von Lothar M. im April 2007 hin tä-
tig geworden war, stellte die zuständige 
Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth im August 
2007 ein erstes Rechtshilfeersuchen an die 
Schweizer Behörden. Damit war seit dem 
Hinweis 2006 ein Jahr ungenutzt vergangen. 
Die Abarbeitung des Rechtshilfeersuchens 
dauerte bis Ende 2008. Weil die Vernehmun-
gen von Anton G. keine verwertbaren Ergeb-
nisse erbracht hatten, regte die Polizei im De-
zember 2008 ein weiteres Rechtshilfeersu-
chen an, unter anderem mit dem Ziel einer 
Durchsuchung bei Anton G. Nachdem ent-
sprechende Beschlüsse des Amtsgerichts 
Nürnberg-Fürth am 15. Januar 2009 ergangen 
waren, wurde Anfang Februar 2009 das 
Rechtshilfeersuchen von der Staatsanwalt-
schaft an die Schweiz gerichtet. Seine Bewil-
ligung erfolgte im Juli 2009, der Vollzug der 
Durchsuchungsbeschlüsse allerdings erst im 

November 2009, also wieder ein Jahr nach 
Anregung der Maßnahme durch die Polizei. 

Dem Ausschuss ist bekannt, dass die Bearbei-
tung von Rechtshilfeersuchen oftmals längere 
Zeit in Anspruch nimmt und dass es im kon-
kreten Fall offenbar auch zu einer Verzöge-
rung der Bearbeitung aufgrund Staatsan-
waltswahlen in der Schweiz kam, was nicht 
im Verantwortungsbereich der deutschen Be-
hörden liegt. Dennoch erscheint in der Ge-
samtbetrachtung die Bearbeitung der wichti-
gen „Waffenspur Schweiz“ deutlich zu lang. 
Insbesondere hätten die Hinweise von Lothar 
M. im Jahre 2006 unverzüglich bearbeitet 
werden müssen. Bei einer so schwerwiegen-
den Mordserie wäre es zudem sachgerecht 
und zwingend geboten gewesen, wenn der 
sachleitende Staatsanwalt auch auf eine noch 
zügigere Bearbeitung in der Rechtshilfeabtei-
lung der Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth 
sowie auf noch häufigere Sachstandsanfragen 
bei den Schweizer Behörden gedrungen hätte. 

Zusammenführung staatsanwaltschaftlicher 
Zuständigkeiten 

Der Ausschuss ist der Auffassung, dass ein 
bei einer Staatsanwaltschaft geführtes Ermitt-
lungsverfahren hinsichtlich aller Taten der 
Mordserie „Česká“ sachgerecht gewesen wä-
re. Eine solche Organisationsstruktur wäre 
zwar nicht Garant für eine Aufklärung der Se-
rie gewesen, sie hätte aber dazu beitragen 
können, Ressourcen zu bündeln, die Informa-
tionszusammenführung zu erleichtern und ei-
ne straffere Einhaltung der Sachleitungs-
pflicht der Staatsanwaltschaft zu ermöglichen. 

Die Führung einheitlicher Ermittlungen durch 
ein Sammelverfahren bei einer Staatsanwalt-
schaft ist gemäß Nr. 25 der Richtlinien für das 
Straf- und das Bußgeldverfahren (RiStBV) im 
Interesse einer zügigen und wirksamen Straf-
verfolgung geboten, wenn der Verdacht meh-
rerer in Zusammenhang stehender Straftaten 
besteht, welche den Zuständigkeitsbereich 
mehrerer Staatsanwaltschaften berühren. Dies 
soll nur dann nicht gelten, wenn die Ver-
schiedenartigkeit der Taten oder ein anderer 
wichtiger Grund entgegenstehen. Diese Vo-
raussetzungen waren nach Ansicht des Aus-
schusses in der „Česká“-Mordserie gegeben, 
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nach Nr. 26 RiStBV wäre die Staatsanwalt-
schaft Nürnberg-Fürth mit der Verfahrensfüh-
rung zu betrauen gewesen, weil dort der 
Schwerpunkt eines einheitlichen Verfahrens 
gelegen hätte. Vorliegend wurden allerdings 
nur die Fälle der Mordserie im Freistaat Bay-
ern ab Juni 2005 als Sammelverfahren bei der 
Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth geführt. 
Eine Übernahme der Verfahren außerhalb 
Bayerns wurde durch den sachleitenden 
Staatsanwalt der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth im April 2004 – also nach fünf Ta-
ten der Serie – mit der Begründung abgelehnt, 
die Verwendung derselben Waffe sei noch 
kein Indiz für ein und denselben Täter. Diese 
Argumentation erscheint nach Auffassung des 
Ausschusses wenig nachvollziehbar, zumal 
diese Begründung auch gegen eine Bündelung 
der bayerischen Verfahren gesprochen hätte. 
Der Ausschuss hat nicht feststellen können, 
dass die Entscheidung gegen ein Sammelver-
fahren auf politische Einflussnahme zurück-
zuführen war. Es konnte aber auch kein Be-
mühen seitens der Justizministerien der ande-
ren Tatortländer festgestellt werden, die Ver-
fahren der Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth 
anzutragen. 

Alternativ wäre eine Übernahme der Ermitt-
lungen zur „Česká“-Mordserie durch den Ge-
neralbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 
sachgerecht gewesen. Dies hätte nicht zuletzt 
zur Folge gehabt, dass eine geeignete Polizei-
dienststelle – sei dies das BKA oder eine 
Landespolizeidienststelle – mit einer zentra-
len und nicht nur koordinierenden Führung 
der polizeilichen Ermittlungen hätte beauf-
tragt werden können. Damit hätten klare 
Strukturen, Entscheidungs- und Weisungsbe-
fugnisse die Ermittlungsarbeit befördern und 
Doppelarbeit vermieden werden können. Die 
Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth vertrat of-
fiziell die Auffassung, die gesetzlichen Vo-
raussetzungen für eine Verfahrensführung 
durch den Generalbundesanwalt seien nicht 
gegeben. Die Beratung in der Steuerungs-
gruppe lässt vermuten, dass über Sachargu-
mente hinaus eine Einschaltung des General-
bundesanwaltes vermieden werden sollte. Die 
Staatsanwaltschaft hat zu keinem Zeitpunkt 
Unterlagen oder Informationen zu den Ermitt-
lungen an den Generalbundesanwalt übermit-

telt, damit dieser seine Zuständigkeit hätte 
prüfen können. Die Entscheidung, trotz beste-
hender Verpflichtung keine Unterlagen zur 
Prüfung seiner Zuständigkeit an den GBA zu 
übersenden, und die ihr zugrunde liegende 
Einschätzung der Taten hält der Ausschuss 
auch aus damaliger Sicht für falsch. Die 
Kompetenzverteilung des Grundgesetzes geht 
davon aus, dass die zuständigen Behörden vor 
Ort den Generalbundesanwalt über eine mög-
liche Zuständigkeit informieren, so dass der 
Generalbundesanwalt dies prüfen kann. Daher 
ist in Nr. 202 RiStBV geregelt, dass der 
Staatsanwalt Vorgänge, aus denen sich der 
Verdacht einer zur Zuständigkeit der Ober-
landesgerichte im ersten Rechtszug gehören-
den Straftat ergibt, mit einem Begleitschrei-
ben unverzüglich dem Generalbundesanwalt 
übersendet. 

Der Generalbundesanwalt hat die Frage seiner 
Zuständigkeit für die „Česká“-Mordserie im 
Rahmen eines Beobachtungsvorgangs („ARP-
Verfahren“) aus Anlass von Presseberichten 
im Sommer 2006 geprüft. Als Bewertungs-
grundlage für die letztlich ablehnende Ent-
scheidung zur Zuständigkeit dienten nach 
sechs Jahren intensiver Ermittlungen lediglich 
vier Zeitungsartikel und Informationen von 
der Homepage des BKA. Diese Prüfungs-
grundlage hält der Ausschuss für ungenügend. 
Eine sachgerechte Kontaktaufnahme des Ge-
neralbundesanwalts mit der Staatsanwalt-
schaft Nürnberg-Fürth oder mit dem BKA zur 
Erlangung weiterer Informationen konnte 
nicht festgestellt werden. Trotz der Verpflich-
tung der Tatortstaatsanwaltschaften wäre es 
aus Sicht des Ausschusses unbedingt erforder-
lich gewesen, sich eine hinreichende Erkennt-
nisgrundlage zu verschaffen, bevor über die 
wichtige Frage einer Verfahrensübernahme 
befunden wurde – gleich zu welchem Ergeb-
nis die Prüfung dann gelangt wäre. Der Gene-
ralbundesanwalt hat aus Sicht des Ausschus-
ses seine bestehenden Erhebungsmöglichkei-
ten nicht hinreichend genutzt. Bereits nach 
geltendem Recht wären dem Generalbundes-
anwalt weitere Erhebungen bei Polizei und 
Staatsanwaltschaft, aber auch bei Verfas-
sungsschutzbehörden, möglich gewesen. Eine 
politische Einflussnahme auf die Entschei-
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dung des Generalbundesanwalts konnte der 
Ausschuss nicht feststellen. 

Zusammenführung polizeilicher 
Zuständigkeiten 

Nach Auffassung des Ausschusses hätten die 
Ermittlungen in der Mordserie bereits frühzei-
tig in einem staatsanwaltschaftlichen Sam-
melverfahren zusammengeführt und damit 
einhergehend der zentralen Ermittlungsfüh-
rung durch eine Polizeibehörde unterstellt 
werden können. Wege zu einer zentralen Er-
mittlungsführung durch das BKA eröffnet un-
abhängig von staatsanwaltschaftlichen Zu-
ständigkeitsentscheidungen in bestimmten 
Fällen auch das BKA-Gesetz. Auch auf die-
sem Weg hätten klare Strukturen, Entschei-
dungs- und Weisungsbefugnisse die Ermitt-
lungsarbeit befördern und Doppelarbeit ver-
meiden können. 

Im Frühjahr 2004 wollten die Polizeibehörden 
in Nürnberg und Rostock eine Verfahrensab-
gabe an das BKA vornehmen. Das Bayerische 
Innenministerium war hiermit einverstanden, 
auch das Polizeipräsidium Hamburg stimmte 
zu. Von den ermittelnden Beamten im BKA 
wurde dieser Vorstoß zunächst begrüßt, dann 
aber noch auf Arbeitsebene vom BKA klar 
abgelehnt, unter anderem wegen geringer Er-
folgsaussichten, da ja bereits durch die örtli-
chen Polizeibehörden jahrelang erfolglos er-
mittelt worden sei. Das hält der Ausschuss für 
eine sachwidrige Erwägung. Auch die ableh-
nende Haltung der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth trug entscheidend dazu bei, dass es 
nicht zu einer Abgabe des Verfahrens an das 
BKA kam. Der gefundene Kompromiss – auf 
Ersuchen des Bayerischen Staatsministeriums 
des Innern führte das BKA ergänzende Struk-
turermittlungen – brachte keine einheitliche 
Ermittlungsführung. Sowohl BKA-Präsident 
Ziercke als auch der damalige Vizepräsident 
des BKA Falk haben im Ausschuss bekundet, 
erstmals durch dieses eingeschränkte Über-
nahmeersuchen des Bayerischen Staatsminis-
teriums des Innern im Juni 2004 mit dem 
Vorgang befasst gewesen zu sein. Falk hat 
zudem betont, dass ein Ersuchen um die 
Übernahme der zentralen Ermittlungsführung 
durch die Behördenleitung positiv beschieden 

worden wäre, wenn ihr dieser Vorschlag be-
kannt geworden wäre. Doch dies erfolgte we-
der intern durch die zuständigen Mitarbeiter 
des BKA noch von außen durch eine entspre-
chende förmliche Anfrage seitens der Polizei 
oder der Justiz aus Bayern oder einem der 
beiden anderen damals betroffenen Tatortlän-
der. 

Nach den unmittelbar aufeinander folgenden 
Morden in Dortmund und Kassel im April 
2006 wandte sich das BKA in einem Schrei-
ben an das BMI und warb nachdrücklich für 
eine Übernahme der zentralen Ermittlungs-
führung im Rahmen der Struktur einer Be-
sonderen Aufbauorganisation (BAO) unter 
Bildung regionaler Ermittlungsabschnitte, die 
aus den bisher tätigen Ermittlungseinheiten 
der Länder bestanden hätten. Der von Vize-
präsident Falk unterzeichnete Brief listete De-
fizite der bisherigen Ermittlungsarbeit aus 
Sicht des BKA auf, insbesondere fehlten da-
nach einheitliche Konzepte für die Ermittlun-
gen, für Fahndung und Öffentlichkeitsarbeit. 
Zudem wird in dem Brief deutlich, dass bei 
Übernahme durch das BKA eine breite Auf-
stellung der Ermittlungsarbeit auch unter Ein-
bindung der Abteilung Staatsschutz erfolgt 
wäre. Eine Zuweisung an das BKA hätte, wie 
zunächst im Jahr 2004 von der bayerischen 
Polizei beabsichtigt, auf Ersuchen einer Lan-
desbehörde erfolgen können. Der Bundesmi-
nister des Innern hätte aber nach § 4 BKA-
Gesetz auch gegen den Willen der Länder 
entscheiden können, das ihm unterstellte 
BKA mit den Ermittlungen zu beauftragen. 

Diese aus kriminalfachlicher Sicht des BKA 
wünschenswerte Entscheidung zu seinen 
Gunsten wurde gegen den Widerstand der 
Länder nicht getroffen. Deren ablehnende 
Haltung im Jahr 2006 hat der damalige baye-
rische Innenminister Dr. Beckstein im Aus-
schuss damit begründet, dass es nach dem 
Aufbau der BAO Bosporus 2005 und ihrem 
Ausbau 2006 die Ermittlungen zurückgewor-
fen hätte, wenn man in der heißesten Phase 
der Mordermittlungen „die Pferde im laufen-
den Galopp gewechselt“ hätte. Zur Verbesse-
rung der Zusammenarbeit wurde dann statt 
einer beim BKA angesiedelten BAO mit regi-
onalen Ermittlungsabschnitten lediglich die 
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Einrichtung eines Koordinierungsgremiums, 
der so genannten Steuerungsgruppe vereinbart 
– ein Kompromiss, der im Vorfeld der In-
nenministerkonferenz im Mai 2006 auf Abtei-
lungsleiterebene gefunden und vom Präsiden-
ten des BKA damals wie heute für richtig be-
funden wurde. Die politisch für die Arbeit der 
Polizei verantwortlichen Innenminister dage-
gen haben sich auf der Konferenz gar nicht 
offiziell mit der Frage befasst, wie die erfolg-
losen Ermittlungen zu einer ungeklärten 
Mordserie mit inzwischen neun Opfern mög-
lichst schlagkräftig organisiert werden könn-
ten. Obwohl die Täter bis zum 4. November 
2011 nicht ermittelt werden konnten, wies 
BKA-Präsident Ziercke vor dem Ausschuss 
die kritische Bewertung „stümperhafte Er-
mittlungsorganisation“ seines damaligen 
Stellvertreters Falk zurück und erklärte die 
zur Ermittlungsführung getroffenen Entschei-
dungen für richtig. Seine aus Sicht des Aus-
schusses absurde Bewertung, mit den damals 
getroffenen Entscheidungen sei es immerhin 
gelungen, die Mordserie zu stoppen, stieß auf 
Unverständnis. 

In der Folgezeit gab es keinen weiteren An-
lauf, das BKA mit der Übernahme der Ermitt-
lungsführung zu beauftragen. Trotz der wei-
terhin klaren Kritik an der durch eine Steue-
rungsgruppe koordinierten Ermittlungsfüh-
rung durch mehrere Länder, hat sich die Ar-
beitsebene im BKA 2007 gegenüber der 
Amtsleitung vorsorglich klar dagegen ausge-
sprochen, damals erwarteten Vorschlägen für 
eine Verfahrensübernahme durch das BKA 
gegebenenfalls zu entsprechen. 

Die im Mai 2006 getroffene Entscheidung, 
eine Steuerungsgruppe einzurichten, berück-
sichtigte zwar, dass den Ländern grundsätz-
lich die Zuständigkeit auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung zukommt, hat sich aber nach 
den Feststellungen des Ausschusses in der 
Praxis nicht bewährt. Die Ermittlungen der 
Polizeidienststellen mehrerer Länder und des 
BKA waren immer wieder von Reibungsver-
lusten bei der notwendigen Abstimmung der 
Ermittlungsansätze behindert. Die deutlichs-
ten Auffassungsunterschiede bestanden hin-
sichtlich der Operativen Fallanalysen und der 
Öffentlichkeitsarbeit zu den Ermittlungen. 

Auch der für die Koordination der Ermittlun-
gen zuständige Leiter der BAO Bosporus be-
tont in seinem Erfahrungsbericht, dass für er-
folgreiche Ermittlungen eine zentrale Ermitt-
lungsführung mit klaren Weisungsbefugnis-
sen erforderlich sei. 

Ebenso erschwerten technische Defizite die 
Zusammenarbeit der ermittelnden Dienststel-
len. Insbesondere die unterschiedliche EDV-
Anbindung der beteiligten Dienststellen führ-
te zu erheblichen Problemen, da die beiden 
Fallbearbeitungssysteme INPOL (des BKA) 
und EASy (der bayerischen Polizei) zunächst 
nicht miteinander kompatibel waren. Dies 
führte zu einem erheblichen Mehraufwand 
und kostete wertvolle Zeit, erst nach rund ei-
nem Jahr konnte auf die gemeinsamen Daten 
tatsächlich zugegriffen werden. Nach Auffas-
sung des Ausschusses wäre es schon damals 
möglich und geboten gewesen – unabhängig 
von konkreten Ermittlungsverfahren – einen 
technisch unbehinderten Datenaustausch zwi-
schen allen an einem länderübergreifenden 
Ermittlungsverfahren mitwirkenden Polizei-
dienststellen sicherzustellen. 

Die operativen Fallanalysen 

Nach bis dahin sieben Morden einer unaufge-
klärten Serie erstellte die bayerische Polizei 
2005 eine erste Operative Fallanalyse. Darin 
wurde die sogenannte „Organisationstäterthe-
orie“ herausgearbeitet, wonach eine kriminel-
le Gruppierung für die Taten verantwortlich 
zeichne. Bereits gegen Ende des Jahres 2005 
wurde in den Diskussionen der Ermittler be-
zweifelt, dass diese Theorie allein alle be-
kannten Tatumstände erfassen könne. Ange-
sichts des veränderten Gesamtbildes nach den 
letzten beiden Morden in Dortmund und Kas-
sel wurde im Mai 2006 eine weitere Fallana-
lyse erstellt. Diese stellte neben die „Organi-
sationstätertheorie“ die Alternativhypothese 
eines rassistisch motivierten „Einzeltäters“. 
Diese zweite Operative Fallanalyse aus Bay-
ern war in der Steuerungsgruppe heftig um-
stritten. Aus den anderen Tatortländern und 
vom BKA wurden Einwände gegen die Me-
thode und insbesondere gegen die „Einzeltä-
tertheorie“ vorgebracht, die sich auf keine 
Spuren und Hinweise stützen könne und rein 
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spekulativ sei. Aus Sicht des Ausschusses 
verkennt diese Kritik, dass eine Operative 
Fallanalyse gerade auch das Ziel verfolgen 
muss, alle Hypothesen zu erfassen, die sich 
aus den bekannten Tatumständen ergeben 
könnten. Nur so können weiterführende Er-
mittlungsansätze entwickelt werden. Eher wä-
re daher als sachdienlicher kritischer Einwand 
zu erwarten gewesen, dass die Gegenüberstel-
lung von „Organisationstheorie“ mit „allge-
meinkrimineller“ Tatmotivation und „Einzel-
tätertheorie“ mit rassistischer Tatmotivation 
gar nicht alle möglichen Erklärungsansätze 
erfasst. 

Zur Klärung der in der Steuerungsgruppe auf-
geworfenen Fragen wurde noch am Tage der 
Vorstellung der zweiten Operativen Fallana-
lyse vereinbart, eine weitere Operative Fall-
analyse in Auftrag zu geben. Ziel dieses Vor-
stoßes war aus Sicht des Ausschusses, die Er-
gebnisse der zweiten Operativen Fallanalyse 
zu relativieren. Diesen Auftrag übernahm das 
LKA Baden-Württemberg. Die dort gefertigte 
Operative Fallanalyse zeigte keine neuen Er-
klärungsansätze für das Gesamtbild der Taten 
auf, sondern wog zwischen den vorliegenden 
Erklärungsansätzen ab und sprach sich klar 
gegen die „Einzeltätertheorie“ aus. Die dafür 
vorgebrachten Argumente waren nach Ein-
schätzung des Ausschusses schon aus damali-
ger Sicht teilweise fehlerhaft, vorurteilsbela-
den und insgesamt nicht überzeugend. 

Aufbauend auf der zweiten Operativen Fall-
analyse wurde durch das OFA-Team der Bay-
erischen Polizei ein Medienkonzept für eine 
die Ermittlungen begleitende und unterstüt-
zende Öffentlichkeitsarbeit entworfen. Dieses 
Konzept sprach die Empfehlung aus, die 
Möglichkeit eines rassistischen Hintergrunds 
der Taten in der Öffentlichkeit anzusprechen, 
aber dabei möglichst Zurückhaltung zu üben. 
Sowohl aus den Akten wie auch aus den Zeu-
genaussagen im Ausschuss wurde deutlich, 
dass die Aussagen der zweiten Operativen 
Fallanalyse und die Empfehlungen der Medi-
enstrategierein auf kriminalfachlichen Erwä-
gungen des Analyseteams und der BAO 
Bosporus beruhten. Auch der damaligen Bay-
erische Innenminister Dr. Beckstein unter-
stützte die in Richtung Rechtsextremismus 

zurückhaltende Medienstrategie, weil er Un-
ruhe in der türkischen Gemeinde befürchtete. 
Bei der den allgemein geltenden Regeln ent-
sprechenden Freigabe durch die Spitze des 
Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
wurden keine Veränderungen der Medienstra-
tegie vorgenommen. In der Steuerungsgruppe 
wurde betont, die Öffentlichkeitsarbeit müsse 
gleichwertig die „Organisationstätertheorie“ 
berücksichtigen, damit auch dazu weitere 
Hinweise erfolgen. Die zurückhaltende In-
formation zu einer wesentlichen Hypothese 
zum Täterprofil und die Konzentration der 
Öffentlichkeitsarbeit der Ermittler auf eine 
Ermittlungsrichtung ließen die Öffentlichkeit 
im Unklaren und vergaben eine Chance, ge-
zielte Hinweise auf die rechtsextreme Szene 
zu gewinnen. Der Ausschuss hält es generell 
für falsch, wenn die Sicherheitsbehörden Er-
kenntnisse nicht aus nachvollziehbaren er-
mittlungstaktischen Gründen, sondern wie 
hier aus politischen Erwägungen zurückhal-
ten. 

II. Polizistenmord 

Der Ausschuss hat keinen Zweifel, dass die 
Ermittlungen zum Mord an Michele Kiesewet-
ter und zum Mordversuch an ihrem Kollegen 
Martin A. aufwändig und mit großem Enga-
gement geführt wurden. 

Mehr als in jedem anderen Fall hat der Aus-
schuss hier aber den Eindruck gewonnen, dass 
die bisherigen Ermittlungsergebnisse ent-
scheidende Fragen offen lassen. Eine wesent-
liche Ursache dafür sieht der Ausschuss darin, 
dass wichtigen Spuren erst mit Verzögerung 
nachgegangen wurde. Beispielhaft seien auf-
geführt: 

– Bei der sofort nach der Tat eingeleiteten 
Ringalarmfahndung wurde an einer rund 
20 km vom Tatort entfernten Kontroll-
stelle das Kennzeichen eines Wohnmo-
bils aus Chemnitz registriert. Mit der 
Auswertung der Kontrolllisten wurde 
aber erst drei Jahre nach der Tat im 
Sommer 2010 begonnen. 

– Eine Reihe von Videoaufzeichnungen 
waren im weiteren Umfeld des Tatorts 
(Gaststätten, Tankstellen, Bahnhof) und 



JBÖS-SB 15 

31 

bei der Trauerfeier gesichert worden. 
Diese Aufzeichnungen wurden aber erst 
ab Dezember 2009 katalogisiert und ge-
sichtet. 

– Am Dienst-Kfz wurde eine Reihe von 
DNA-Spuren gesichert und dem LKA 
Baden-Württemberg zur Begutachtung 
übersandt. Das letzte schriftliche Ergeb-
nis erging offenbar erst mit Bericht vom 
Juni 2009, obwohl der späteste Untersu-
chungsantrag an das LKA auf den August 
2007 datiert. 

– Ein ehemaliger Gerichtsmediziner der 
Universität Tübingen erstellte ein Gut-
achten zum Schussverlauf, aus dem unter 
anderem (grobe) Informationen zur Kör-
pergröße der Täter folgten. Dieses Gut-
achten wurde jedoch erst über ein Jahr 
nach der Tat erstellt. 

– Zeugen, deren Personalien am Tattag er-
fasst worden waren, wurden erst Monate 
später vernommen. 

– Ein E-Mail-Postfach von Frau Kiesewet-
ter wurde nicht tatnah ausgewertet – mit 
der Begründung, dass die betreffende Ad-
resse im Umfeld der Polizistin nicht be-
kannt gewesen sei. Als dieses schwere 
Ermittlungsversäumnis behoben werden 
sollte, waren die Daten längst beim Pro-
vider gelöscht. 

 
Nach Auffassung des Ausschusses wäre es 
sachgerecht gewesen, wenn von Beginn an 
das LKA Baden-Württemberg die Ermittlun-
gen geführt hätte. 

Eine wesentliche Ursache für diese Ermitt-
lungsverzögerungen ist auch nach Einschät-
zung des Ausschusses die anfängliche Kon-
zentration auf die später als Trugspur entlarv-
te, auch an vielen anderen Tatorten im In- und 
Ausland festgestellte DNA-Spur einer „unbe-
kannten weiblichen Person“. Im Zusammen-
hang mit dieser Trugspur, durch später als 
falsch aufgeklärte Hinweise und aufgrund ih-
rer Anwesenheit am Tatort gerieten Angehö-
rige der Minderheit von Sinti und Roma rasch 
in den Fokus der Ermittlungen. Die sogenann-
te „Spur Landfahrer“ blieb auch dann noch 

eine zentrale, sich auch in der Presse nieder-
schlagende Ermittlungsrichtung, als längst 
klar war, dass keine verwertbaren Erkenntnis-
se vorlagen und gewonnen werden konnten. 

Die Fehlleitung durch die DNA-Trugspur 
vermag allerdings nach Einschätzung des 
Ausschusses nicht alle Verzögerungen und 
Fehlleistungen zu erklären. Für besonders kri-
tikwürdig hält der Ausschuss den Umstand, 
dass eine Reihe von Spuren – darunter Funk-
zellendaten – bei den anfänglichen Ermittlun-
gen als „bearbeitet“ beziehungsweise „erle-
digt“ gekennzeichnet wurde, obwohl dies 
nicht der Fall war. Die Nachbearbeitung ge-
raume Zeit später bereitete dann erhebliche, 
bei rechtzeitiger Bearbeitung vermeidbare 
Schwierigkeiten. Außerdem hat der Aus-
schuss den Eindruck gewonnen, dass beim 
Mord an Frau Kiesewetter und dem Mordver-
such an ihrem Kollegen weniger gründlich als 
in anderen Fällen im beruflichen und persön-
lichen Umfeld der Opfer ermittelt wurde. Nur 
so ist zu erklären, dass die frühere KKK-Mit-
gliedschaft des unmittelbaren Vorgesetzten 
von Frau Kiesewetter nicht schon im Jahr 
2007, sondern erst 2012 bekannt wurde. 

Die Ermittlungen haben vor dem Zufallsfund 
der Tatwaffen und der Dienstwaffen der bei-
den Polizisten im Unterschlupf der Terror-
gruppe „Nationalsozialistischer Untergrund“ 
niemals einen Hinweis gewonnen oder auch 
nur die Möglichkeit erwogen, es könne sich 
bei den Tätern um Rechtsterroristen handeln. 
Während die BAO Bosporus – letztlich er-
folglos – zumindest einen Abgleich ihrer Spu-
renlage mit den Erkenntnissen zu Heilbronn 
veranlasste, finden sich entsprechende Über-
legungen oder Empfehlungen in den Akten 
zum Polizistenmord nicht, insbesondere nicht 
in den beiden Operativen Fallanalysen des 
LKA Baden-Württemberg. Diese Operativen 
Fallanalysen gelangten zu dem Ergebnis, ein 
politischer Anschlag gegen Staatsorgane sei 
deswegen eher auszuschließen, weil es an ei-
nem Bekennerschreiben fehle – dieser Fehl-
schluss zieht sich wie ein roter Faden durch 
die Ermittlungen zu den dem NSU zuge-
schriebenen Straftaten. Das LfV Baden-
Württemberg erhob noch im Jahr 2012 Ein-
wände gegen die polizeiliche Vernehmung ei-
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nes pensionierten Mitarbeiters zu angeblichen 
Hinweisen auf Ausspähversuche von Rechts-
extremisten gegen die Klinik, in der der 
schwer verletzte Kollege von Frau Kiesewet-
ter behandelt wurde. Das stieß im Ausschuss 
auf Unverständnis. 

Akten und Zeugenaussagen haben dem Aus-
schuss in diesem Fall das Bild einer unge-
wöhnlich problembeladenen Zusammenarbeit 
von Staatsanwaltschaft und Polizei vermittelt. 
Maßnahmen abzulehnen, welche die Polizei 
für sachgerecht hält, gehört selbstverständlich 
zur Sachleitungsbefugnis der Staatsanwalt-
schaft– wenn dies aber durch den zuständigen 
Staatsanwalt in persönlich herabsetzender 
Form geschieht, bedeutet das eine vermeidba-
re Behinderung der Ermittlungsarbeit. Zudem 
war die Frist, innerhalb derer sich die Staats-
anwaltschaft zu Anregungen der Polizei äu-
ßerte, nach Auffassung des Ausschusses teil-
weise unvertretbar lang. Auch kann der Aus-
schuss die Entscheidungen der Staatsanwalt-
schaft nicht alle nachvollziehen: So konnten 
Wahrnehmungen mehrerer Zeugen zu blut-
verschmierten Personen nach damaliger Auf-
fassung der Polizei in ihrer Gesamtbewertung 
einen möglichen Fluchtweg aufzeichnen. Die 
Zeugen zum Spurenkomplex „Blut“ wären in 
diesem Fall die wichtigsten und „tatnächsten“ 
Zeugen gewesen, was umfangreiche weitere 
Ermittlungen hätte nach sich ziehen müssen. 
Die Staatsanwaltschaft teilte diese Bewertung 
nicht, weil ihr unter anderem angesichts der 
vermuteten „gezielten und geplanten Tat die 
wahrgenommenen Fluchtwege wenig schlüs-
sig“ erschienen. Nach Auffassung des Aus-
schusses wäre eine gründlichere Auseinander-
setzung mit dem „Spurenkomplex Blut“ da-
mals sachgerecht gewesen – zumal die Chan-
cen, auf diesem Weg weiterführende Hinwei-
se zu gewinnen, mit dem Zeitabstand zur Tat 
sanken. 

III. Sprengstoffanschläge 

Nach Einschätzung des Ausschusses bot die 
Spurenlage für die Ermittler zu den beiden 
Sprengstoffanschlägen in Köln ungleich aus-
sichtsreichere Ermittlungsansätze als bei an-
deren dem NSU zugeschriebenen Straftaten: 
Bei dem Anschlag 2001 gab es einen Zeugen, 

der den Täter unmaskiert gesehen hatte. Die 
Täter des Anschlags von 2004 waren auf Vi-
deobändern aufgezeichnet worden. Jedoch 
wurden diese Ansatzpunkte nur unzureichend 
genutzt. 

Sprengfallenattentat in der Kölner 
Probsteigasse 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
durch den Untersuchungsausschuss fand ein 
Großteil der Ermittlungen im Umfeld der Op-
ferfamilie statt. Die gründlich geführten Er-
mittlungen zielten darauf, über die Familie 
und das Umfeld des Opfers eine Spur zum 
Täter zu finden. Ermittlungen im privaten 
Umfeld des Opfers sind zwar ein in vielen 
anderen Ermittlungsverfahren erfolgreicher 
Ansatz, der nicht grundsätzlich zu kritisieren 
ist. Kritikwürdig in diesem Fall ist aber, dass 
keine anderen Ansätze verfolgt wurden, als 
die Ermittlungen im privaten Umfeld keine 
Ergebnisse brachten. Es wäre angesichts des 
Opfers, der Art der Tatbegehung und der Be-
schreibung des Täters auch aus damaliger 
Sicht sachgerecht gewesen, eine rassistische 
Motivation des Anschlags jedenfalls in Erwä-
gung zu ziehen. Zwei bis heute unaufgeklärte 
Sprengstoffanschläge in den beiden Jahren 
vor dem Anschlag in der Probsteigasse – auf 
die Ausstellung „Verbrechen der Wehrmacht. 
1940-1945“ in Saarbrücken am 9. März 1999 
und an einer Düsseldorfer S-Bahn-Haltestelle 
am 27. Juli 2000 – hatten mögliche rechtsex-
treme Täter ins Blickfeld der Öffentlichkeit 
gerückt. Die von den Ermittlern bereits am 
Tag der Explosion an die Verfassungsschutz-
behörden in Land und Bund gerichtete Er-
kenntnisanfrage zielte aber nur auf eine mög-
liche auslandsgesteuerte Bedrohung exil-
iranischer Familien in Deutschland, nicht auf 
einen rassistischen Tathintergrund. Eine Ant-
wort des BfV wurde in den Akten nicht auf-
gefunden. 

Nach dem Anschlag in der Probsteigasse ver-
anlasste die Polizei über das LKA Nordrhein-
Westfalen beim BKA eine bundesweite Aus-
wertung der dort geführten Datei „Tatmittel-
meldedienst Spreng- und Brandvorrichtun-
gen“. Die Suche führte nicht zum Erfolg, weil 
sie dem Zweck der Datei entsprechend auf 
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das Tatbegehungsmittel „Druckgasflasche“ 
beschränkt blieb. In der Datei „Tatmittelmel-
dedienst“ wäre theoretisch technisch aber 
auch eine Abfrage allein mit den Suchkrite-
rien „rechtsradikal, männlich“ möglich gewe-
sen. Mit Blick auf die Umstände der Tat wäre 
es sinnvoll gewesen, auch dies zu prüfen. Ei-
ne entsprechende Anfrage hätte unter vielen 
anderen auch einen Hinweis auf Böhnhardt, 
Mundlos und Zschäpe ergeben. Da das LKA 
Thüringen damals Hinweise erhalten hatte, 
dass sich Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe 
1998 in Köln aufhielten, hätte dies eventuell 
konkrete weitere Ermittlungsansätze erbracht. 

Nach Auffassung des Ausschusses ist es an-
gesichts der Schwere der Tat nicht nachvoll-
ziehbar, dass die polizeilichen Ermittlungen 
bereits im Mai 2001 – also vier Monate nach 
der Tat – beendet wurden. Gleiches gilt für 
die einen Monat später erfolgte Verfahrens-
einstellung durch die Staatsanwaltschaft Köln. 
Als sich der Verdacht gegen einen bestimm-
ten Beschuldigten als falsch erwies, wäre es 
vielmehr sachgerecht gewesen, die Ermittlun-
gen im Rahmen eines Verfahrens gegen Un-
bekannt fortzuführen. Hier wurde hingegen 
sogar bereits fünf Jahre nach der Tat – deut-
lich vor dem Ablauf der Verfolgungsverjäh-
rung von 20 Jahren bei der Straftat des Her-
beiführens einer Sprengstoffexplosion mit 
schwerer Gesundheitsschädigung – die Ver-
nichtung aller vorhandenen Asservate ange-
ordnet. Beweismittel gingen daher für immer 
verloren. 

Nagelbombenanschlag in der Kölner 
Keupstraße 

Nach Einschätzung des Ausschusses weist der 
Anschlag in der Keupstraße in Köln Merkma-
le auf, die ihm eine zentrale Bedeutung inner-
halb der gesamten der Terrorgruppe NSU zur 
Last gelegten Straftaten zumessen: die ein-
deutig rassistische, keinesfalls gegen eine be-
stimmte Person gerichtete Tatmotivation; die 
nachweisliche Verwendung von Fahrrädern 
zur Tatbegehung; das Vorliegen von Video-
aufnahmen, welche die Täter zeigen. 

Die erste Lagemeldung des LKA Nordrhein-
Westfalen nach dem Anschlag verwendete 

den Begriff „terroristische Gewaltkriminali-
tät“. Wenig später, nachdem das Lagezentrum 
der Polizei im Innenministerium Nordrhein-
Westfalens den damaligen Minister Dr. Beh-
rens zum Sachverhalt informiert hatte, wurde 
auf Bitte des Lagezentrums diese Meldung 
durch das LKA dahingehend korrigiert, dass 
es bislang keine Hinweise auf terroristische 
Gewaltkriminalität gebe. Wer im Innenminis-
terium Nordrhein-Westfalen diese Bitte an 
das LKA veranlasst hat, war durch die Akten 
und Zeugenaussagen nicht aufklärbar. Auf ei-
ne tatsächliche Einflussnahme der politischen 
Spitze deutet nichts, auch der Zeuge Dr. Beh-
rens schloss sie definitiv aus. Der damalige 
Bundesinnenminister Otto Schily nahm am 
Tag nach dem Anschlag knapp vor der Presse 
Stellung. Er betonte, die ersten Erkenntnisse 
der Sicherheitsbehörden würden nicht auf ei-
nen terroristischen Hintergrund, sondern auf 
ein kriminelles Milieu deuten, die Ermittlun-
gen seien aber nicht abgeschlossen, so dass er 
keine abschließende Bewertung vornehmen 
könne. Welche Informationen dieser voreili-
gen öffentlichen Darstellung zugrunde lagen, 
konnte der Zeuge Schily vor dem Ausschuss 
nicht angeben. Dass diese unzutreffende Äu-
ßerung damals ein Fehler war, hat Otto Schily 
im April 2012 öffentlich eingeräumt. Die Fra-
ge einer Beeinflussung der Ermittlungen 
durch eine derartige öffentliche Feststellung 
wurde im Ausschuss gestellt – die befragten 
Ermittler schlossen dies für sich aus. 

Nach den Ergebnissen der Beweisaufnahme 
des Ausschusses wurden bei den Ermittlungen 
falsche Schwerpunkte gesetzt – und auch 
dann nicht korrigiert, als die Erfolglosigkeit 
dieser Ermittlungsansätze erwiesen war: 

– Intensiv ermittelt wurde im Umfeld der 
Keupstraße und der Geschädigten – ein 
angesichts des durch Videobilder bekann-
ten Erscheinungsbilds der Täter nicht 
überzeugender Ansatz. 

– Bereits am Tag des Attentats in der 
Keupstraße wandte sich das Polizeipräsi-
dium Köln an die Verfassungsschutzbe-
hörden in Bund und Land. Das BfV gab 
in einem Dossier ausführliche Hinweise 
zu möglichen Hintergründen der Tat und 
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nannte der Polizei vier „Combat 18“-
Sympathisanten aus Köln und Wuppertal, 
deren Beteiligung an der Tat polizeilich 
überprüft werden sollte. Ob es, als die 
benannten Verdächtigen ausgeschieden 
waren, eine weitere Rückfrage beim BfV 
gab, ist aus den Akten nicht bekannt. 

– Die beiden Operativen Fallanalysen, die 
vom LKA Nordrhein-Westfalen und vom 
BKA erstellt wurden, legen übereinstim-
mend eine rassistische Tatmotivation na-
he. Das fand in den Ermittlungen kaum 
Berücksichtigung und wurde in der Öf-
fentlichkeitsarbeit bewusst zurückgehal-
ten. Allerdings betonen beide Operative 
Fallanalysen, die Täter müssten in einem 
nahen Umkreis um den Tatort entweder 
wohnen oder zumindest über einen Raum 
zur Vorbereitung ihrer Tat verfügen, ei-
nen Hinweis auf die Möglichkeit überört-
lich agierender Täter gaben sie nicht. In-
folgedessen wurden Rechtsextremisten 
lediglich im Großraum Köln überprüft. 

– Bei dem Anschlag in der Keupstraße ist 
möglicherweise mindestens einer der Tä-
ter zwei Polizeibeamten, die als erstes am 
Tatort eintrafen, begegnet. Dies hätte 
auch damals schon bekannt sein müssen, 
da die Flucht des Täters auf Überwa-
chungskameras aufgezeichnet worden 
war. Keiner der beiden Beamten wurde 
allerdings damals zu eventuellen Wahr-
nehmungen gefragt – dies geschah unver-
ständlicherweise erstmalig 2013 und nur 
wegen der anstehenden Vernehmung die-
ser Polizisten durch den Untersuchungs-
ausschuss. 

 
Der Ausschuss hat sowohl bei der Auswer-
tung der polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) 
als auch bei der Auswertung der Datei „Tat-
mittelmeldedienst“ – die beide tatnah erfolg-
ten – nicht nachvollziehbare Einschränkungen 
teils der Fragen, teils der Antworten festge-
stellt, die auch im weiteren Verlauf der Er-
mittlungen nicht korrigiert wurden. Das Poli-
zeipräsidium Köln veranlasste beim LKA 
Nordrhein-Westfalen eine bundesweite Ab-
frage der PKS und gab als Suchkriterien die 
Deliktschlüssel für die Herbeiführung einer 

Sprengstoffexplosion und die Vorbereitung 
eines Explosions- oder Strahlungsverbrechens 
an. In der Antwort des LKA wurden aller-
dings nur die Tatverdächtigen erfasst, die in 
Nordrhein-Westfalen in Erscheinung getreten 
waren. Eine Rückfrage der Kölner Polizei 
beim LKA erfolgte nicht. 

Die zuständigkeitshalber vom LKA gestellte 
Anfrage an den Tatmittelmeldedienst des 
BKA erfolgte „für den Zeitraum der letzten 5 
Jahre“. Auch bei dieser Recherche fand nur 
die Bauart der Nagelbombe als Suchkriterium 
Verwendung. Für eine vergebene Chance 
schätzt es der Ausschuss ein, dass eine breiter 
angelegte Recherche nicht erfolge, obwohl sie 
technisch möglich gewesen wäre. Bei dem of-
fensichtlich nicht gegen eine bestimmte Per-
son gerichteten Anschlag und angesichts der 
Videobilder der Täter hätte es nahe gelegen, 
in den Dateifeldern zu den Tätern früherer 
Sprengstoffanschläge allein unter den Such-
begriffen „rechtsradikal, männlich, Koffer“ zu 
recherchieren, und zwar für einen längeren 
Zeitraum. Eine entsprechende Suche hätte un-
ter vielen anderen einen Hinweis auf Böhn-
hardt und Mundlos erbracht, die gemeinsam 
mit Zschäpe wegen mehrerer Sprengstoffde-
likte beim Tatmittelmeldedienst registriert 
waren – zuletzt wegen des Sprengstofffundes 
in der Garage in Jena. Allerdings waren den 
Sprengstoffermittlern des LKA diese Abfra-
gemöglichkeiten jenseits des Tatmittels nicht 
bekannt. Auch nachdem die Ermittlungen 
längere Zeit erkennbar keine Ergebnisse er-
bracht hatten, wurde weder eine erneute, ver-
besserte Anfrage durch das LKA veranlasst 
noch seitens des BKA auf die noch nicht aus-
geschöpften Recherchemöglichkeiten hinge-
wiesen. 

Nach dem Nagelbombenanschlag in der 
Keupstraße legte der Generalbundesanwalt 
einen Prüfvorgang an, um über seine eigene 
Zuständigkeit für die Verfolgung des Delikts 
zu entscheiden. Die Akte zu diesem Vorgang 
enthält nur zu einem geringen Teil polizeili-
che Sachstandsberichte (Fernschreiben zur 
Lage), im Wesentlichen hingegen Zeitungsbe-
richte. Die Prüfungshandlungen des General-
bundesanwalts beschränken sich auf zwei Te-
lefonate mit dem Leiter der Ermittlungskom-
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mission und dem zuständigen Kölner Ober-
staatsanwalt zwei Tage nach der Tat sowie 
auf eine Bitte um eine Sachstandmitteilung im 
Jahre 2005. Der Ausschuss hält das – wie 
auch in den anderen Fällen – für eine ungenü-
gende Prüfgrundlage. Die Kölner Staatsan-
waltschaft wäre verpflichtet gewesen, ausrei-
chend Informationen zur Verfügung zu stel-
len. Die Richtlinien für Straf- und Bußgeld-
verfahren sehen in Nr. 202 vor, dass eine 
Staatsanwaltschaft Vorgänge, aus denen sich 
der Verdacht einer zur Zuständigkeit der 
Oberlandesgerichte im ersten Rechtszug ge-
hörenden und damit in die Zuständigkeit des 
Generalbundesanwalts fallenden Straftat 
ergibt, mit einem Begleitschreiben unverzüg-
lich dem GBA übersendet. 

IV. Ermittlungen im Umfeld der 
       Opfer 

Den schweren Schicksalsschlägen, von denen 
die Angehörigen der Mordopfer getroffen 
wurden, den Schmerzen und Schäden, die alle 
Opfer der Straftaten erlitten haben, die der 
Terrorgruppe zur Last gelegt werden, haben 
nach den Feststellungen des Ausschusses die 
Ermittlungen in vielen Fällen weiteres Leid 
hinzugefügt – Leid, das vermeidbar gewesen 
wäre und nach Überzeugung des Ausschusses 
hätte vermieden werden müssen. 

Der Ausschuss verkennt nicht, dass sorgfälti-
ge Ermittlungen im Opferumfeld bei Mordta-
ten ein wichtiger und – und in vielen Fällen 
erfolgreicher – Ansatz fachgerechter Polizei-
arbeit sind. Gerade an Sorgfalt bei der Aus-
wahl geeigneter und angemessener Ermitt-
lungsansätze und an fachgerechter Ermitt-
lungsführung aber hat es nach Auffassung des 
Ausschusses vorliegend vielfach gefehlt: 

– Minderjährige wurden kurz nach den Ta-
ten ohne Beistand einer volljährigen Per-
son ihres Vertrauens vernommen. Ge-
schwister der Mordopfer wurden bei 
Vernehmungen der Eltern als Übersetzer 
tätig. 

– Mit Angehörigen wurden über Jahre im-
mer wieder Vernehmungen durchgeführt, 
in denen wissentlich falsche Anschuldi-
gungen gegen die Ermordeten erhoben 

wurden. Die Ehefrau eines der Mordopfer 
wurde beispielsweise mit der falschen 
Behauptung konfrontiert, ihr getöteter 
Mann habe parallel eine deutsche Gelieb-
te und zwei weitere Kinder gehabt. Der 
Witwe wurden sogar Fotos einer angebli-
chen Geliebten des verstorbenen Mannes 
gezeigt. 

– Einzelne Familien wurden ohne wirkli-
chen Anlass mehrere Monate mit Tele-
fonüberwachungsmaßnahmen überzogen 
und ihre privaten Gespräche im Famili-
enauto mit Mikrofonen abgehört. 

 
Solche unverhältnismäßigen und nicht fach-
gerecht durchgeführten Ermittlungsmaßnah-
men trugen zum Leid der Angehörigen der 
Opfer der mutmaßlichen Taten des NSU bei. 

Der Ausschuss konnte allerdings durchaus un-
terschiedliches Verhalten der zuständigen Er-
mittler gegenüber den Angehörigen der Mord-
opfer feststellen. Für künftige Ermittlungsver-
fahren muss darauf hingewirkt werden, dass 
das Leid der Angehörigen der Opfer schwerer 
Straftaten im Rahmen der polizeilichen Er-
mittlungsmaßnahmen stets ernst genommen 
wird und die notwendigen Ermittlungsschritte 
mit dem gebotenen Einfühlungsvermögen 
fachgerecht durchgeführt werden. 

V. Mangelnde Offenheit für 
     alternative Ermittlungsansätze 

Der Ausschuss hat aus den vorliegenden Ak-
ten den Eindruck gewonnen, dass die meisten 
Ermittler sowohl bei der „Česká“-Mordserie 
als auch bei den Sprengstoffanschlägen in 
Köln nicht nur den Schwerpunkt auf die Er-
mittlungsrichtung „Organisierte Kriminalität“ 
gelegt, sondern an diesem Schwerpunkt auch 
dann noch festgehalten haben, als Spur um 
Spur in diese Richtung ergebnislos blieb. Die-
ses Beharren auf einem Ermittlungsansatz, 
der nicht erfolgreich ist, wird von dem Um-
stand unterstrichen, dass noch im Jahr 2010 
BKA-Präsident Ziercke die „Česká“-Mordse-
rie bei einem Vortrag zur Organisierten Kri-
minalität als herausragendes Beispiel für ei-
nen ungelösten Fall aus diesem Kriminalitäts-
bereich präsentierte. 
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Fachgerecht geführte Ermittlungen im Opfer-
umfeld zur Klärung möglicher Tatmotivatio-
nen sind notwendig und nicht zu kritisieren. 
Wenn aber kaum verwertbare Tatortspuren 
zur Verfügung stehen und Ermittlungen im 
Opferumfeld zu keinem Ergebnis kommen, 
dann wäre eine umfassende Überprüfung und 
Neuausrichtung der Ermittlungsarbeit geboten 
gewesen. Der Misserfolg der Ermittlungen 
wäre vielleicht auch mit einem Ausbruch aus 
der polizeilichen Routine, einem Ausbrechen 
aus dem „immer weiter so“, nicht abzuwen-
den gewesen – aber eine Chance hätte dies 
eröffnet. In diesem Fall hätte ein unbefange-
ner Blick auf die Gesamtheit aller Opfer es 
jedenfalls nahegelegt, intensiv in Richtung ei-
nes möglichen rechtsterroristischen oder ras-
sistischen Tathintergrunds zu ermitteln. Sehr 
kritisch betrachtet der Ausschuss die Wider-
stände, denen die Ansätze zu einer solchen 
Erweiterung des Blickfelds und Neuausrich-
tung der Schwerpunkte im Kreis der Ermittler 
begegneten. 

Denn es ist ja nicht so, dass es keine Gründe 
gegeben hätte, andere Ermittlungsansätze zu 
verfolgen und die Hypothese „Organisierte 
Kriminalität“ zurückzustellen: Die Spuren in 
diese Richtung waren ergebnislos ausermit-
telt. Die wenigen Merkmale, die tatsächlich 
alle Opfer gemeinsam haben – Berufsgruppe, 
Lebensalter, Geschlecht, ausländische Her-
kunft – konnten sie mit keiner bekannten kri-
minellen Organisation in Konflikt bringen. 
Nur eine rassistische Tatmotivation traf tat-

sächlich auf alle Opfer zu. Bei einer Reihe 
von Taten der Mordserie wiesen Zeugenaus-
sagen, beim Nagelbombenanschlag in der 
Kölner Keupstraße Videoaufnahmen darauf 
hin, dass zur Tatbegehung Fahrräder genutzt 
wurden. Eine Zeugin im Mordfall Yaşar hat 
sogar den Fahrradfahrer aus dem Kölner Vi-
deo als den von ihr in Nürnberg beobachteten 
Radfahrer eindeutig wiedererkannt. In dem 
Umstand, dass ihre Zeugenaussage im Ver-
nehmungsprotokoll deutlich abgeschwächt 
wiedergegeben wurde, sieht der Ausschuss 
einen Beleg mangelnder Offenheit für neue 
Ermittlungsansätze. Konsequente und umfas-
sende Ermittlungen zum modus operandi 
„Fahrräder“ wurden jedoch nicht geführt. Im 
Gegenteil: Das Ansinnen des Leiters der BAO 
Bosporus in Nürnberg, eine vergleichende 
Operative Fallanalyse zur Mordserie und dem 
Anschlag zu veranlassen, die möglicherweise 
auch zum Spurenkomplex „Fahrräder“ weite-
re Ermittlungsansätze hätte liefern können, 
wurde mit dem Argument abgelehnt, es könn-
ten nicht „Äpfel mit Birnen“ verglichen wer-
den. Hier wünscht sich der Ausschuss für 
künftige Ermittlungsverfahren zur rechten 
Zeit mehr Mut für Neues und einen weniger 
von Beharrung geleiteten, unbefangenen 
Blick auf die Tatsachen – insbesondere eine 
Berücksichtigung rassistischer Motive, wenn 
dies nach den Umständen der Tat und mit 
Blick auf ihre Opfer naheliegt. Dass trotz ge-
genteiliger Anhaltspunkte an Erfahrungswis-
sen festgehalten wurde, muss innerhalb der 
Polizei kritisch hinterfragt werden. 

 

B. Eindruck staatlicher Gleichgültigkeit verstärkt Radikalisierung 

Der Ausschuss hat sich intensiv damit ausei-
nandergesetzt, welche Faktoren dazu beige-
tragen haben, dass Jugendliche, die Anfang 
der 1990er Jahre extrem rechts sozialisiert 
wurden, sich zu Rechtsterroristen entwickel-
ten. Im Mittelpunkt der Untersuchungen des 
Ausschusses stand dabei die Frage, ob und 
gegebenenfalls wie Handlungen oder Unter-
lassungen staatlicher Institutionen – insbe-
sondere von Justiz und Polizei, aber auch von 
Verfassungsschutzämtern und MAD – derar-
tige Radikalisierungsprozesse begünstigt und 
befördert haben könnten. 

Applaus für Fälle von mörderischem 
Rassismus in den frühen 1990er Jahren 

Die frühen 1990er Jahre waren geprägt durch 
eine Welle rassistischer und neonazistischer 
Gewalttaten, insbesondere gegen Flüchtlinge 
und Migranten. Diese rassistisch motivierte 
Gewalt wurde in den neuen Bundesländern 
vielfach im öffentlichen Raum, vor den Au-
gen zahlreicher – oftmals sympathisierender – 
Anwohner verübt, ohne dass staatliche Si-
cherheits- und Strafverfolgungsbehörden 
wirksam auf Seiten der Opfer eingriffen und 


